Sehr geehrter Herr Giesen, 
vielen Dank für Ihre E-Mail vom 08.06.2015 zum Regierungs-Entwurf eines Gesetzes zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung in dem Sie Ihre Bedenken hinsichtlich des Gesetzentwurfs zum Ausdruck bringen.  
Wie Sie sicherlich wissen, habe ich mich in der Vergangenheit als Menschenrechtssprecher der SPD-Bundestagsfraktion und kürzlich als Beauftragter für Menschenrechtspolitik und humanitäre Hilfe der Bundesregierung intensiv mit Fragen zum Flüchtlingsrecht national wie international beschäftigt. Insofern teile ich Ihre Einschätzung uneingeschränkt, dass dieses Thema von großer Bedeutung ist. Mir sind die Argumente Ihres Schreibens bekannt und ich habe sie in meiner Entscheidungsfindung berücksichtigt. 
Zum Zeitpunkt Ihres Schreibens befand sich der Gesetzentwurf noch in der parlamentarischen Beratung, weshalb ich noch keine abschließende Bewertung und Positionierung vornehmen konnte. Erst in der Sitzung am 01. Juli 2015 hat der federführende Innenausschuss über den Antrag und Änderungsanträge beraten. Ich möchte meine Entscheidung und Bewertung auf Basis dieses konsolidierten Entwurfes (Bundestagsdrucksache 18/5420) treffen, über den der Bundestag abstimmen wird.
Lassen Sie mich zunächst auf einige Punkte eingehen, die im Gesetzentwurf eine deutliche Verbesserung der Rechtslage darstellen: 
Der Gesetzentwurf schafft eine alters- und stichtagsunabhängigen Bleiberechtsregelung für langjährig Geduldete. Voraussetzung für die Bleiberechtsregelung ist für Alleinstehende ein mindestens achtjähriger Voraufenthalt. Für Eltern minderjähriger Kinder reichen sechs Jahre. Die SPD-Fraktion hat durchgesetzt, dass die Betroffenen keine volle Lebensunterhaltssicherung nachweisen müssen, wie sie im Aufenthaltsrecht sonst üblich ist, sondern nur eine überwiegende. Das betrifft insbesondere Antragstellerinnen und Antragsteller, die im Niedriglohnsektor tätig und auf aufstockende SGB II-Leistungen angewiesen sind. Auch diese bekommen jetzt eine dauerhafte Perspektive. 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat eine gesetzliche Klarstellung bewirkt, wonach die Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbildung für Jugendliche und Heranwachsende ausdrücklich als Duldungsgrund gelten kann. Das gibt Rechtssicherheit. Arbeitgeber wissen, dass ihre Auszubildende oder ihr Auszubildender nicht abgeschoben wird, wenn sie eine Geduldete bzw. einem Geduldeten oder einer Asylbewerberin bzw. einem Asylbewerber mit offenem Verfahrensausgang einen Ausbildungsvertrag geben. Junge Asylbewerberinnen und Asylbewerber oder Geduldete wissen, dass sie die Ausbildung sicher beenden können. Und für die Zeit danach gilt schon jetzt: Wer eine Ausbildung beendet, kann eine Aufenthaltserlaubnis bekommen. 
Des Weiteren wird eine Rechtsgrundlage für das Resettlement-Verfahren geschaffen. Wie Sie sicherlich wissen, handelt es sich dabei um die Aufnahme besonders schutzbedürftiger Flüchtlinge aus dem Ausland. Wie werden beim Familiennachzug und dem schnelleren Zugang zur Niederlassungserlaubnis (unbefristetes Aufenthaltsrecht) nach nur drei Jahren mit Asylberechtigten und Flüchtlingen nach der Genfer Flüchtlingskonvention gleichgestellt und sind außerdem BAföG-berechtigt. 
Auch im Hinblick auf den Familiennachzug für subsidiär Geschützte sehe ich einen Fortschritt für zehntausende in Deutschland lebende Menschen. Subsidiäre Geschützte (EU) Personen, die von Menschenrechtsverletzungen bedroht sind, ohne dass ein Diskriminierungsgrund wie bei Asylberechtigung oder Genfer Flüchtlingskonvention vorliegt, unterlagen beim Familiennachzug bisher einer sehr restriktiven Ausnahmeregelung. Nun werden sie Asylberechtigten und Flüchtlingen nach der Genfer Flüchtlingskonvention gleichgestellt. 
Gleichzeitig enthält der Entwurf Verbesserungen für Opfer von Menschenhandel: Die Aufenthaltserlaubnis soll künftig erteilt werden. Zuvor war dies nur eine Kann-Regelung, die im reinen Ermessen der Behörde stand. Statt auf sechs Monate soll sie künftig auf ein bis zwei Jahre befristet werden. Familiennachzug ist möglich. Es besteht ein erhöhter Ausweisungsschutz. Bei Verlängerung des Aufenthaltstitels nach einem Strafverfahren besteht Anspruch auf einen Integrationskurs. Dies alles verbessert die Situation der Opfer in erheblichem Umfang. 
Bei humanitären Aufenthaltstiteln, die nicht Asylberechtigung, Flüchtlingseigenschaft nach der Genfer Flüchtlingskonvention oder subsidiärer Schutz sind, wird die bisherige Schlechterstellung bei der Niederlassungserlaubnis – also dem unbefristeten Aufenthaltsrecht – aufgehoben, zum Beispiel für Begünstigte der Bleiberechtsregelung. Die Wartefrist wird von bisher sieben Jahren auf die für andere Titel geltenden fünf Jahre abgesenkt.  
Es wird eine neue Aufenthaltserlaubnis zur Durchführung einer Anpassungsqualifizierung zwecks Anerkennung eines ausländischen Abschlusses geschaffen.
Insbesondere die Neuregelung der Abschiebungshaft hat viel Kritik hervorgerufen. Kritiker fürchten eine Ausweitung der Inhaftierung. Zu diesem Punkt lässt sich festhalten, dass die Rechtsgrundlage – Fluchtgefahr – jedoch bereits zuvor bestand und unverändert bleibt. Mit fünf der sechs Anhaltspunkte (der sechste ist ein Auffangtatbestand) wird primär das ins Gesetz geschrieben, was die Rechtsprechung seit Jahren urteilt. Das ist keine Ausweitung gegenüber dem Ist-Zustand für die Betroffenen. 
Zweitens gibt die Neuregelung nur Anhaltspunkte für Fluchtgefahr. Es gibt keinen Automatismus, jeder Einzelfall muss gewürdigt werden.
Hinsichtlich der Möglichkeit der Inhaftierung, wenn jemand erhebliche Geldbeträge für einen Schleuser ausgegeben hat, hat die Rechtsprechung dies bisher nur oberflächlich begründet. Die Darlegungs- und Begründungslast für Behörden wurde nun erhöht. So wird der Anwendungsbereich gegenüber der bisherigen Rechtsprechung eingeengt. 
Europarechtlich besteht die Verpflichtung, Anhaltspunkte für Fluchtgefahr auch für Rücküberstellungen nach der Dublin III-Verordnung gesetzlich zu bestimmen. Das geschieht mit dem Gesetzentwurf. In diesen Fällen reicht aber keine einfache Fluchtgefahr. Der Richter muss eine erhebliche Fluchtgefahr feststellen. Das ist eine besonders hohe Hürde.  
Neben diesen Verbesserungen, die ich ausdrücklich begrüße, sehe ich als Menschenrechtspolitiker im vorliegenden Regierungs-Entwurf jedoch auch kritikwürdige Punkte; die viertägige Ausreisegewahrsam sowie die neuen Einreise- und Aufenthaltsverbote und die teilweise Verschärfung der Ausweisungsgründe. 
Der Gesetzentwurf enthält wichtige SPD-Forderungen aus dem Koalitionsvertrag. Im parlamentarischen Verfahren hat die SPD-Bundestagsfraktion weitere wichtige humanitäre Verbesserungen durchgesetzt. 
Im Rahmen eines Gesamtkompromisses – und es gebietet die politische Ehrlichkeit darauf hinzuweisen, dass der Gesetzentwurf natürlich ein Kompromiss mit dem Koalitionspartner sein muss und nicht alle Forderungen der SPD umgesetzt werden konnten – wird die SPD-Bundestagsfraktion dem Gesetzentwurf zustimmen.
Aufgrund der vorgetragenen Kritikpunkte komme ich persönlich zu der Entscheidung, dem Entwurf in dieser Form gleichwohl nicht vollumfänglich zustimmen zu können. Dies bedeutet für mich in der Konsequenz, dass ich mich nach intensiver Abwägung in einer Abstimmung des Gesetzentwurfes enthalten werde.
Mit freundlichen Grüßen
Christoph Strässer 
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